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Seit dem Bombenanschlag auf das
Oktoberfest in München 1980 hat-
te es immer wieder Rechtsextremi-
sten gegeben, die über die Straßen-
gewalt weit hinausgingen. In Mün-
chen sollte 2003 bei der Grundstein-
legung für das Jüdische Zentrum eine
Bombe zünden. Und in Jena war in
den 1990er Jahren der
„Thüringer Heimat-
schutz“ mit Bomben-
attrappen und Spreng-
stoffbesitz aufgefallen.

Die Terrorserie
des NSU

Aus dieser Gruppe
kamen dann auch die
drei Mitglieder des
„Nationalsozialistischen
Untergrundes“ (NSU).
Sie waren nach einer
vermasselten Razzia
1998 abgetaucht und
lebten unerkannt in
Zwickau. Sie finanzier-
ten sich durch Bank-
überfälle, in einem Dutzend Fällen
wird gegen sie ermittelt. Aber vor
allem haben sie gemordet. Zwischen
2000 und 2007 töteten sie neun mi-
grantische Kleinunternehmer, sie
begingen mindestens zwei Bomben-
anschläge in Köln und sie töteten in
Heilbronn eine Polizistin. Es wurde
immer wieder die gleiche Waffe ver-
wendet, sonst gab es keine Hinwei-
se – kein Bekennerschreiben, keine
ideologischen Erklärungen, kein
Prahlen in der Szene mit den Taten.

Den Nährboden bildete eine sich
weiter radikalisierende Neonazi-Sze-
ne. Thüringen und Sachsen waren
dabei ein Zentrum, befeuert von Ka-
dern aus dem Westen. Eine wichtige
Rolle spielte dabei offenbar das inter-
nationale Nazi-Netzwerk Blood and
Honour. Diese seit 2000 verbotene
Vereinigung predigt eine extreme
Rassenideologie und fördert den
rechten Terrorismus. Das Trio aus
Zwickau wird dieser Szene zugerech-
net. Sie haben fast Wort für Wort
das umgesetzt, was rechten Terrori-
sten empfohlen wird: keine Bekenner-
schreiben, nur Propaganda der Tat,
organisiert als „führerloser Wider-

stand“ in kleinen Zellen, klandestin so-
gar gegenüber dem eigenen Umfeld.

Aufklärung im Parlament
Die Fraktion Bündnis 90/Die Grü-

nen hat von Anfang an auf einen
Untersuchungsausschuss gedrängt,
um die Fehler aufzuklären und
Schwächen unserer Sicherheitsbe-

hörden zu beheben. Man soll sich
auch davon nicht zu viel verspre-
chen, denn natürlich bleibt es auch
in solch einem Ausschuss bei den
bekannten Mehrheiten. Aber es ist
das richtige parlamentarische Instru-
ment, um Kontrolle und Transparenz
zu erreichen und damit auch Ver-
trauen wiederherzustellen.

Wir haben uns durchgesetzt, da-
neben gibt es eine Bund-Länder-Kom-
mission, und auch die Landtage in
Sachsen und Thüringen haben Un-
tersuchungsausschüsse gebildet, Bay-
ern ist dabei und in anderen Län-
dern gibt es ebenfalls Überlegungen.
Das unterstreicht die Tragweite der
Ereignisse und die Notwendigkeit,
das Vertrauen in unsere Sicherheits-
behörden wiederherzustellen.

Die Arbeit ist gut angelaufen, es
gibt viel Gemeinsamkeit, die Konkur-
renz der Parteien tritt ganz weit zu-
rück. Wir haben uns die schwierige
Arbeit in vier Phasen – die Vorge-
schichte, die Fahndung nach den
Untergetauchten, die Mordserie, die
Zeit danach – aufgeteilt. Begonnen
haben wir mit der Mordserie, also
der Aufarbeitung der erfolglosen

polizeilichen Ermittlungen.
Sicherheitsbehörden

vernetzen statt vereinigen
Was wir über die Arbeit der Poli-

zei erfahren mussten, war in großen
Teilen niederschmetternd. Vom be-
fragten Hellseher über die Döner-
bude, die zu Ermittlungszwecken auf-

gemacht wurde, ist
manches vor allem
skurril. Verstörend
sind aber zwei Din-
ge: Die Blindheit auf
dem rechten Auge
und die schlechte Ver-
netzung.

Die Blindheit nach
rechts ist nicht ideo-
logische Sympathie, es
scheint an vielen Stel-
len einfach schreckli-
che Unkenntnis zu
sein. Nachdem die Er-
mittlungen in Rich-
tung organisierte Kri-
minalität erfolglos

waren, gab es auch den ein oder an-
deren Ansatz, im Bereich rassistischer
und rechtsextremer Motive zu ermit-
teln. Nur: wer Phrasen wie „Deut-
sche wehrt euch!“ nicht als klar
rechtsextrem erkennt, wer über Jah-
re die akribisch gesammelten Er-
kenntnisse aus zivilgesellschaftlichen
Initiativen als fragwürdiges Produkt
von Schmuddelkindern ignoriert, der
weiß dann auch natürlich kaum, wo
er nach Anknüpfungspunkten nach
rechts suchen kann.

Besonders dramatisch sind aber die
Mängel im Informationsaustausch und
die Kompetenzstreitigkeiten. Zwischen
den Ländern, dem BKA und dem
Generalbundesanwalt herrschte
nicht der Geist der Kooperation.
Noch schlimmer wird es dann beim
Austausch mit dem Verfassungs-
schutz: es gibt keine geordneten Ver-
fahren, keine geregelten Ansprech-
partner und es herrscht der Wunsch
vor, lieber weniger als mehr an Er-
kenntnissen weiterzugeben.

Ich bin ein großer Freund und ei-
serner Verteidiger der Trennung von
Geheimdienst und Polizei, und auch

Zehn Nazi-Morde vor dem Totalversagen
 unserer Sicherheitsbehörden

Am 4. November im letzten Jahr wurde zur grausigen Gewissheit, was viele von uns schon seit
Jahren befürchtet hatten: es gibt in Deutschland nicht nur eine starke und gewaltbereite Neonazi-
Szene, sondern auch der Schritt zum Terrorismus ist längst vollzogen.
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Zum Fazit, das Wolfgang im Absatz
„Kulturrevolution beim Verfas-
sungsschutz“ zieht, gibt es unterschied-
liche Positionen. Dies und mehr würden
wir gerne auf einer Veranstaltung zum
NSU-Untersuchungsausschuss mit ihm
diskutieren. Eine Einladung ist bereits er-
gangen.

Sobald Termin und Ort feststehen, wer-
den wir es auf unserer Homepage
www.alspandau.de und der facebook-
Seite Alternative Liste Spandau bekannt-
geben.                - die Stachelredaktion

der föderalen Ordnung. Aber die
Erkenntnis aus dem 11. September
muss endlich vollständig umgesetzt
werden: bei der Bekämpfung des
islamistischen Terrors arbeiten die
Behörden in gut organisierter Wei-
se zusammen, und durch das Ge-
meinsame Terrorabwehrzentrum sind
diverse Anschläge verhindert wor-
den. Das wurde im Kampf gegen
Rechts bisher versäumt, Ergebnis: mit
Akteuren, die über ein Bundesland
hinaus gehen, kommt das System
nicht zurecht. Das neue Abwehr-
zentrum Rechtsextremismus kann

da ein erster guter Schritt sein. Es
darf sich nicht wiederholen, dass
Anfragen an die falsche Adresse ge-
hen, dort liegenbleiben und dann
unvollständig und ungeordnet beant-
wortet werden.

Kulturrevolution beim
 Verfassungsschutz

Eine Kulturrevolution braucht es
beim Verfassungsschutz. Von bizarren
Charakteren wie dem ehemaligen
Thüringer Verfassungsschutzchef
Roewer ganz abgesehen, scheint es
viel Bewusstsein für Geheimniskrä-
merei zu geben, und oft erscheint

Zehn Nazi-Morde...
Fortsetzung von Seite 1

das Wissen-Wollen zum Selbstzweck
geworden zu sein.

Schockierend ist das wiederholte
Schreddern von Unterlagen rund um
den NSU auch nach November
2011. Aus den Akten, die noch da
sind, lassen sich viele Fehler able-
sen, aber es gibt keinen Hinweis, dass
einer aus dem Trio V-Mann war. Aber
es erschüttert das Vertrauen in den
Verfassungsschutz ganz erheblich,
dass man eben nicht mehr wissen
kann, was alles vernichtet wurde.

Der Verfassungsschutz muss sich
wandeln, muss seinen Auftrag wie-
der ernst nehmen. Es ist gut, dass es
wieder eine Abteilung gibt, die nur
für Rechtsextremismus zuständig ist,
die gemeinsame Abteilung „Links und
Rechts“ war ein ideologischer Irr-
tum. In Zukunft müssen Vernetzung
und Transparenz im Vordergrund ste-
hen. Vernetzung etwa mit den nicht-
amtlichen Beobachtern der Nazi-Sze-
ne, die bisher eher selbst kriminali-
siert werden als dass ihre Arbeit
genutzt würde, aber auch eine bes-
sere Vernetzung mit der Polizei. Der
Verfassungsschutz soll Wissen ver-
mitteln, und was er selbst noch er-
kundet, mit V-Leuten und verdeck-
ten Methoden, muss viel besser kon-
trolliert werden. Das bedeutet einen
wesentlich kleineren Dienst, klare
Regeln und eine Begründungspflicht,

warum etwas geheim sein muss. Der
Verfassungsschutz soll die Verfassung
einer Demokratie schützen, nicht
den geheimen Staat. Das muss an
jedem einzelnen Arbeitsschritt zu
spüren sein. So ein Verfassungsschutz
ist dann besser als keiner, denn wer
ihn auflöst, macht faktisch die Poli-
zei zur Geheimpolizei, denn dann
würde sie die Aufgaben übernehmen.

Ein Projekt für Jahre
Die Arbeit des Ausschusses wird

spätestens mit der Bundestagswahl
enden, aber seine Aufgabe wird wei-
ter gehen. Wir alle müssen uns stär-
ker gegen Neonazis engagieren, und
von unserem Staat fordern, dass er
diese Bedrohung für Leib und Le-
ben und für die Demokratie vehe-
ment bekämpft. Das bleibt eine
Daueraufgabe für uns alle.

Wolfgang Wieland, MdB

„Gesundheit ist nicht alles, aber
ohne Gesundheit ist alles nichts.“
Lebensqualität und Gesundheit lie-
gen nah beieinander. Es ist heute
wissenschaftlich belegt, dass die
Gesundheit stark vom sozialen Sta-
tus und Bildungsgrad abhängig ist.
Dementsprechend muss Gesund-
heitspolitik, wie wir sie verstehen,
auch immer von den wirklich Hilfe-
bedürftigen ausgehen. Rudolf Vir-
chow sprach vom Arzt als Anwalt
der Armen. Natürlich muss es der
Politik um die Gesundheit aller Ber-
linerinnen und Berliner gehen. Aber
Virchow hat Recht, auch gerade die
Politik muss wieder stärker der An-
walt der Armen sein. Gesundheits-
politik ist für uns weit mehr als die
Heilung von Krankheiten und die
Planung der medizinischen Versor-
gung.

Für uns Bündnisgrüne bilden die
Gesundheitsförderung und Präven-
tion die Basis einer sozialen und
nachhaltigen Gesundheitspolitik.
Die Schaffung gesundheitsfördernder
Lebensbedingungen/-verhältnisse
sowie die Stärkung gesundheitsför-
dernder Faktoren wie gute Bildung,
soziales Miteinander, Bewegung, aus-
gewogene Ernährung uvm. sind Vor-
aussetzung, um die Lebensqualität zu
steigern und länger gesund zu blei-
ben. Dabei spielen u.a. die Stadtent-

wicklung und -planung eine wichti-
ge Rolle, wie etwa das Beispiel Lärm-
schutz deutlich macht. Es ist längst
bewiesen, dass Lärm krank macht.
Es ist eben kein Zufall, dass die billi-
gen Wohnlagen oft entlang von
Verkehrsachsen liegen und dort eher
sozial benachteiligte Gruppen leben.
Deshalb suchen wir immer nach
Alternativen: egal ob das unser Ein-
satz für Nachtflugverbote ist oder die
Gestaltung radfahrfreundlicher Ver-
kehrswege. So regen Fahrradstreifen
etwa zum Fahrradfahren an, schöne
und helle Treppenhäuser zum
Treppensteigen, grüne Parks mitten
in der Stadt zu Erholung und Sport.
So wird die Gesundheitsförderung

in den verschiedensten Politikberei-
chen - auch außerhalb der klassi-
schen Gesundheitspolitik - gestaltet.

Die Rahmen dafür setzen wir in
unserer konkreten Arbeit vor Ort.
Ziel von Bündnis 90/ Die Grünen
ist es eine gesundheitsbewusste und
selbstbestimmte Lebensweise zu för-
dern, indem die Gesundheitsvorsor-
ge und Gesundheitserziehung aus-
gebaut wird und die Rechte von
PatientInnen gestärkt werden. Im
Bundestag fordern wir eine pa-
tientenorientierte Versorgung an Stel-
le einer Zwei-Klassen-Medizin. Des-
halb engagieren wir uns für mehr
sinnvollen Wettbewerb im Gesund-
heitswesen und arbeiten gleichzei-

tig an der Einführung einer solidari-
schen Bürgerversicherung, deren
Beiträge sich nach der finanziellen
Leistungsfähigkeit jedes Einzelnen
richten.

Im Bezirk bedeutet bündnisgrüne
Gesundheitspolitik etwa das Enga-
gement für eine gute und wohnort-
nahe medizinische Versorgung. Etwa
streiten wir für den Erhalt von Me-
dizinischen Versorgungszentren
MVZ/Polikliniken gegen die Vertre-
ter der Kassenärztlichen Vereinigung
Berlin. Ein besonderes Anliegen grü-
ner Arbeit ist die Sicherung des Öf-
fentlichen Gesundheitsdienstes. Nur
hierdurch kann der Bezirk seine un-
terschiedlichen Aufgaben etwa im
Bereich Kinderschutz oder Versor-
gung von Menschen in besonderen
Notlagen nachkommen. Spandau
musste erleben, wie wichtig der Öf-
fentliche Gesundheitsdienst ist, als
es um die Sicherheit des Spandauer
Trinkwassers ging. Auch wenn die
Berliner Wasserbetriebe mittlerwei-
le angeben, dass es sich um ein tech-
nisches Versagen und nicht um Feh-
ler bei der Reinigung des Wassers
gehandelt hat, zeigt dieses Beispiel
wie wichtig die regelmäßige Kontrol-
le und die Möglichkeit des Gesund-
heitsamtes sind, hier entsprechend
vorzugehen. Leider hat auch der
neue Senat trotz vieler Versprechun-
gen bisher nichts dafür getan, dem
gravierenden Mangel an Ärztinnen
und Ärzten im Gesundheitsdienst zu
begegnen.   Heiko Thomas, MdA

In Spandau mehr Gesundheit wagen
 Eine höhere Lebensqualität für alle

V-Leute oder „echte“ Nazis?                                                       Foto: Archiv

Ehemals städtisch, jetzt Vivantes                                                Foto:Stachel
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Die EU kann ihre Handelsbilanz
wesentlich verbessern, indem sie
ihre Rechnungen für den Rohstoff-
import halbiert. Das geht nur mit
einem massiven Ausbau der erneuer-
baren Energien.

Vor wenigen Jahren warnten viele
Ökonomen, dass die Weltwirtschaft
einen dauerhaft hohen Ölpreis von
100 Dollar pro Barrel nicht verkraf-
ten könne. Nun liegt dieser seit ein-
einhalb Jahren über oder um die
100 Dollar. Die Krise im Euro-Raum
wird dabei fast aussch ließlich als Fi-
nanz-, Banken- und Staatsschulden-
krise diskutiert. Die meisten Ökono-
men, Finanzinstitute und politischen
Akteure kümmern sich nicht um die
Frage, ob denn die Krise auch et-
was mit den steigenden Rohstoffprei-
sen zu tun hat.

Mit fatalen Folgen, denn der Ein-
fluss der steigenden Rohstoffpreise
auf die Euro-Krise ist massiv, höchst-
wahrscheinlich sogar dominant.
Natürlich sind die Analysen im fi-
nanzpolitischen Raum existenziell
wichtig. Sie sind notwendig, aber
nicht hinreichend, um die Euro-Kri-
se wirklich nachhaltig zu lösen.

Allein zwischen Oktober 2010 und
September 2011 hat die Import-
abhängigkeit von Rohstoffen, insbe-
sondere Erdöl, die 27 EU-Länder
Netto 408 Mrd. Euro gekostet. Zum
Vergleich: Das Leistungsbilanzdefizit
der EU27 betrug im selben Zeitraum
119 Mrd. Euro, wie eine Studie von
Sven Giegold aufzeigte. Dies bedeu-
tet, dass die EU insgesamt eine sehr
positive Handelsbilanz aufweisen
könnte, wenn sie die Rohstoffimport-

rechnungen wenigstens halbieren
könnte. Und mit einem steigenden
Ölpreis steigt auch das Außenhan-
delsdefizit.

Die Politiker in Europa haben aber
nun kaum Einfluss auf die globalen
Rohstoffpreise. Denn diese folgen
allein der weltweiten Relation von
Angebot und Nachfrage. Die Nach-
frage steigt weiterhin, aber das An-
gebot stagniert, seit der Peak der
Förderung von Crude Oil im Jahre
2006 überschritten wurde. Von Au-
gust 2008 bis Anfang 2009 sank der
Ölpreis ja nur, weil der historisch
hohe Ölpreis im Juli 2008 von fast
150 Dollar pro Barrel die Weltwirt-
schaft in eine tiefe Rezession schick-
te, ausgelöst durch die Lehman-Pleite,
die mehr mit dem hohen Ölpreis zu
tun hatte als allseits diskutiert.

Ab Mitte 2009 zogen dann die
Weltwirtschaft und mit ihr der Öl-
preis wieder an, bis auf 120 Dollar
pro Barrel im März 2012. Seitdem

Die Euro-Krise ist auch eine Ölkrise

beginnt der hohe Ölpreis, die Welt-
wirtschaft wieder auf den Rezes-
sionspfad zu schicken - und erneut
sinken die Ölpreise.

Zu den hohen Rohstoffrech-
nungen kommen noch weitere
energiebedingte schuldentreibende
Faktoren. Fossile Rohstoffe werden
massiv subventioniert und belasten
damit in hohem Maße die öffentli-
chen Haushalte. So sind nach Ana-
lysen der Internationalen Energie-
agentur (IEA) die weltweiten Subven-
tionen für fossile Energieträger von
312 Mrd. Dollar im Jahr 2009 auf
408 Mrd. Dollar im Jahr 2010 ge-
stiegen. Viele Staaten versuchen, mit
höheren Subventionen soziale Un-
ruhen wegen steigender Erdölpreise
zu verhindern.

Ein ehrenhaftes Ziel, das aber zum
Scheitern verurteilt ist, weil die Ver-
knappung der Rohstoffe alle fossilen
Energiepreise in der Tendenz nach
oben treiben wird. Steigende Staats-

verschuldung, in letzter Konsequenz
Staatsbankrotte sind die Folge dieser
Versuche, mit Steuergeldern den Preis
für Erdölkonsum niedrig zu halten.

Der einzige Ausweg aus der Ab-
hängigkeit der fossil geprägten Wirt-
schaft ist die schnelle Umstellung auf
eine Wirtschaft, die weitgehend un-
abhängig ist von Rohstoffpreisen.
Dies kann nur eine Wirtschaft auf
der Basis erneuerbarer Rohstoffe
sein: erneuerbare Energien für
Strom, Wärme und Transport sowie
eine erneuerbare Chemie und bio-
logische Landwirtschaft.

Natürlich benötigt die Umstellung
auf 100 Prozent erneuerbare Ener-
gien, Chemie und biologische Land-
wirtschaft Kapitalinvestitionen. Aber
genau diese sind es doch, die wir
brauchen, um neue Beschäftigung
zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit
zu schaffen.

Deutschland hat gezeigt, dass die-
ser Weg erfolgreich ist. Von 1998 bis
2011 stieg die Zahl der Jobs in der
Branche der erneuerbaren Energi-
en von 30.000 auf 380.000. Gleich-
zeitig konnten dadurch Zug um Zug
Rohstoffimporte abgebaut werden.
Allein im Jahr 2011 wurden durch
die Nutzung der erneuerbaren En-
ergien in Deutschland Energie-
rohstoffimporte in Höhe von 9 Mrd.
Euro vermieden.

Wer also wirksam die Euro-Krise
bekämpfen will, muss neben den fi-
nanzpolitischen Maßnahmen auch die
Umstellung auf eine regenerative
Wirtschaft massiv vorantreiben. Die
Energiewende in Deutschland ist
also keine Belastung für die Wirt-
schaft, sondern eine zwingende Not-
wendigkeit, um weitere Wirtschafts-
krisen zu vermeiden.

 Hans-Josef Fell, MdB

James Hobrecht legte Ende des
19. Jahrhunderts die Berliner Riesel-
felder an. Diese Felder dienten zur
Abwässerreinigung der Stadt. Da-
mals wurden weitere Rieselfelder
von selbstständigen Gemeinden u.a.
Charlottenburg und Spandau ange-
legt. Während 1928 rund 10.000
Hektar zur Abwasserreinigung ge-
nutzt wurden, waren es im Jahre
1992 nur noch 1.250 Hektar. Die
Rieselfelder stellen wegen der Bela-
stung durch Schwermetalle, wie Cad-
mium, Zink, ein erhebliches Umwelt-
problem dar.

Die in den 80er Jahren sich ent-
wickelnde Umweltbewegung wies auf
diese Problematik hin. In den folgen-
den Jahren wurde die Nutzung der
Rieselfelder in Berlin nach und nach
eingestellt.  Aufgrund der gesund-
heitlichen Gefahren wurde 1985 der
Gemüseanbau auf Gatower Riesel-
feldern verboten. Die Berliner
Wasserbetriebe haben im Septem-
ber 2010 die Nutzung der Rieselfel-

der in Karolinenhöhe in Spandau
eingestellt.

Es gibt seit einiger Zeit Diskussio-
nen über die Nachnutzung dieses
über 220 Hektar großen Areals. Die-
se Flächen sind auch Frischluft-
schneise für die Stadt. Deshalb ist
es wichtig, dass diese Flächen als
Freiflächen erhalten bleiben. Es muss
ein Konzept durch die Bürger-
beteiligung bzw. Einbezug der Öffent-
lichkeit erarbeitet werden. Die seit
25 Jahren unter Schutz stehenden
Rieselfelder müssen auch weiterhin
als Landschaftsschutzgebiet und
Erholungslandschaft erhalten blei-
ben.

Dazu gehört nach der Verordnung
von 1987 nicht nur ein umfassen-
des Bebauungsverbot und der Schutz
der dort wildlebenden Tiere und
Pflanzen sondern auch alle Handlun-
gen, die den Charakter des Gebiets
verändern oder dem Schutzzweck
zuwiderlaufen. Eine Privatisierung,
wie es in den letzten Wochen in der

Berliner Presse stand, wäre kein rich-
tiger Weg, weil die Frage, wie eine
private Nutzung des Gebiets im Rah-
men dieser Vorgaben aussehen soll,
unbeantwortet bleibt. Bei einem
Kaufpreis von mehr als 2,4 Millio-
nen Euro, zu dem regelmäßige Ko-
sten für den Unterhalt kämen, ist zu
befürchten, dass dem Investor groß-
zügige Ausnahmen von den gelten-
den Schutzvorschriften genehmigt

Rieselfelder Karolinenhöhe in Gatow werden. Dies würde jedoch zu ei-
ner Gefährdung des Schutzgebietes
führen, das durch sein Mikroklima
das Klima der Stadt positiv beein-
flusst, dem Erhalt des Grundwassers
dient und eine Erhöhung der zurück-
gegangenen Artenvielfalt gewährlei-
stet. Bei jeder zukünftigen Nutzung
der Rieselfelder müssen daher der
Schutz der Natur und auch die Exi-
stenz der Landwirte, die Teile des
Gebietes gepachtet haben, Priorität
haben.              Dr. Turgut Altug

Windpark Wustermark                                                                 Foto: Stachel

Landschaftsschutzgebiet bald Bauland?                                 Foto: Stachel



Mehr Starts, mehr Landungen,
mehr Passagiere: Der von der Flug-
hafen Berlin Brandenburg GmbH
vorgelegte Verkehrsbericht für Juli
2012 bestätigt, dass die Zahl der
Flugbewegungen am Flughafen Tegel
im Ferienmonat Juli deutlich ange-
stiegen ist.

Mit mehr als 1,7 Millionen Passa-
gieren wurden in Tegel 8,5 Prozent
mehr Fluggäste registriert als vor
einem Jahr. Dagegen nahm die Zahl
der Passagiere in Schönefeld leicht
ab. Damit sind alle Zweifel widerlegt,
dass die Berlinerinnen und Berliner
im Einzugsbereich Tegel den Groß-
teil der zusätzlichen Lärmbelästigung
aufgrund der BER-Eröffnungspanne
zu tragen haben. Mehrere Fluggesell-
schaften hatten es im Frühjahr ab-
gelehnt, ihre ursprünglich für den
neuen Flughafen geplanten zusätzli-
chen Flüge in Schönefeld abzuwik-
keln und so für eine Verteilung der
Lärmlast über Berlin zu sorgen. Die
Gesamtzahl der Starts und Landun-
gen in Tegel und Schönefeld erhöh-
te sich zum Vorjahr um 4,1 Prozent.

Keine Auskünfte finden sich im
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Ella-Kay-Heim: Berlin braucht die Wiederbelebung der
 Jugendbildungs- und Begegnungsstätte

Erwacht die Jugendbildungs- und
Begegnungsstätte auf dem Gelände
des ehemaligen Ella-Kay-Heimes in
Kladow zu neuem Leben oder muss
das leerstehende Gebäude neuen
Einfamilien- und Reihenhäusern wei-
chen? Noch ist die Antwort offen.
Das Bieterverfahren für das über
20.000 qm große Gelände am
Kladower Damm 333 in Spandau
sollte am Freitag, den 13. Juli 2012
enden.  Neben dem Angebot der
Katja-Ebstein-Stiftung, das Ella-Kay-
Heim als Jugendbildungs- und Begeg-
nungsstätte wiederzubeleben gibt es
Offerten finanzstarker Investoren, die
das Gelände in ein Wohngebiet um-
wandeln möchten.

Die Fraktionen von GAL, SPD und

CDU fordern den Liegenschaftsfonds
Berlin und alle am Auswahlverfahren
Beteiligte auf, sich für den Erhalt des
Geländes als öffentlich zugängliche
Jugendbildungs- und Begegnungs-
stätte einzusetzen und damit der kla-
ren Willensbekundung der Span-
dauer BVV vom 23. Mai 2012 zu
folgen. Die BVV beauftragte das Be-
zirksamt einstimmig, sich für eine
Nutzungsbindung für die Arbeit mit
Familien einzusetzen. Es besteht ein
überparteilicher Konsens darüber,
das Gelände als Gemeindebedarfs-
fläche zu erhalten.
Berlin braucht private Unter-
stützung in der Jugend- und

Familienarbeit
Berlin ist auf das finanzielle Enga-

gement privater Träger und Stiftun-
gen im Bereich der Jugend- und
Familienarbeit dringend angewiesen.
In den vergangenen Jahren waren die
Bezirke gezwungen, immer mehr öf-
fentliche Angebote aus finanziellen
Gründen einzustellen. Dabei ist der
Nutzen einer qualitativ hochwerti-
gen Jugend- und Familienarbeit gar
nicht hoch genug einzuschätzen. Das
von der Katja-Ebstein-Stiftung vor-
gestellte Konzept wird Kindern, Ju-
gendlichen und Familien aus ganz
Berlin die Teilnahme an spannenden
erlebnispädagogischen Angeboten
ermöglichen.

Darüber hinaus fügen sich die
langjährigen Aktivitäten der Katja-
Ebstein-Stiftung sinnvoll in die kul-
turelle Entwicklung Kladows ein. Der
umfangreiche Waldbestand auf dem
Grundstück, aber auch die Nähe
zum Vierfelderhof, eignen sich für eine
ökologisch orientierte Kinder- und
Jugendarbeit, wie sie von der Katja-
Ebstein-Stiftung seit Langem im säch-
sischen Annaberg angeboten wer-
den. Die Kooperation mit der Ko-
mischen Oper Berlin lässt sich mög-
licherweise für Open-Air-Aufführun-
gen am Gutspark Neukladow oder
im Landhausgarten Fränkel nutzen
– für eine sinnvolle Vernetzung un-
terschiedlicher Institutionen und
Orte mit der Katja-Ebstein-Stiftung
ist Kladow also der geeignete Ort.

Kladow braucht kein neues
Wohngebiet

Dem Mangel an Jugendangeboten
steht in Kladow ein großes Angebot
an Bauplätzen gegenüber. Die Land-
stadt Gatow hat weiterhin Kapazi-
täten für Einfamilien- und Reihen-
häuser. Es gibt daher keinen zwin-
genden Grund, das Gelände des Ella-
Kay-Heimes für Wohnbebauung zu
nutzen.  Finanziell wäre der Verkauf
des Geländes an die Immobilien-
branche angesichts der finanziellen
Lage Berlins nur ein Tropfen auf den
heißen Stein.

Auch der Bezirk Neukölln als ehe-
maliger Eigentümer des Geländes
erhält lediglich einen kleinen Anteil
des Erlöses, das meiste behält der
Senat. Die Fraktionen von GAL, SPD
und CDU appellieren daher an die
Entscheidungsträger, den Nutzen
einer langfristigen Jugendarbeit über
den kurzfristigen Nutzen einer Ver-
äußerung an den Meistbietenden zu
stellen.

Eine neue Jugendbildungs- und Be-
gegnungsstätte ist für Berlin wichti-
ger denn je.

Verkehrsbericht hingegen über
Starts und Landungen innerhalb der
Nachtflugverbotszeiten zwischen 22
Uhr abends und sechs Uhr morgens.
Die nahezu täglich von Spandauer-
innen und Spandauern registrierten
Flugbewegungen nach 22 Uhr wer-
den von den zuständigen Stellen
nicht ausgewiesen. Hierzu erklärt
Christoph Sonnenberg-Westeson,
Vertreter der GAL-Fraktion im Aus-
schuss für Natur, Umweltschutz und

Grünplanung: „Für viele Spandauer-
innen und Spandauer haben sich die
schlimmsten Befürchtungen bewahr-
heitet. Zu den Stoßzeiten am Tage
gibt es Flugbewegungen im Minuten-
takt, nachts wird kontinuierlich ge-
gen das Nachtflugverbot verstoßen.
Die Regelmäßigkeit der nächtlichen
Flüge zeigt, dass dies anders als be-
hauptet nicht nur an bestimmten
Wetterereignissen wie etwa Gewit-
tern liegt.

Es ist inakzeptabel, dass die Flug-
hafen Berlin Brandenburg GmbH
keine Statistiken über Starts und Lan-
dungen während der Ruhezeiten
veröffentlicht, sondern ausschließlich
Jubelmeldungen über die gestiege-
ne Zahl von Starts, Landungen und
Passagieren verbreitet. Zurecht er-
warten die Betroffenen ab kommen-
dem Winterflugplan die konsequen-
te Einhaltung der Nachtruhe.“

Die GAL-Fraktion unterstützt die
Unterschriftensammlung für das
Volksbegehren Nachtflugverbot am
neuen Flughafen BER. Noch bis zum
28. September 2012 können Span-
dauerinnen und Spandauer das Volks-
begehren in der Auslegungsstelle im
Rathaus und an Straßenständen mit
ihrer Unterschrift unterstützen.

Berichte
der

Bezirks-
verordneten

der

Alternativen Liste
Spandau

Keine Aussagen zur Zahl der Verstöße gegen das Nachtflugverbot
Verkehrsbericht Tegel bestätigt drastische Zunahme des Flugverkehrs

Die Bezirksverordneten
der GAL

erreichen Sie über die
Alternative Liste Spandau

KV von Bündnis 90/Die Grünen
Mo - Fr 13:00 - 14:00h
und nach Vereinbarung

Jagowstr. 15, 13585 Berlin
Tel.: 335 97 14   Fax: 336 02 73
E-Mail: ALSpandau@freenet.de

Ella-Kay-Heim                                                                               Foto: Stachel

Senioren sind hellhörig!                                                             Foto: Stachel
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Am 19. Juli 2012 wurde von der
Berliner Senatsverwaltung für Finan-
zen ein Konvolut mit 72 Blatt ins
Internet gestellt, welches den am
Vortag von Senator NUSSBAUM
unterzeichneten „Unternehmens-
kaufvertrag“ (34 Seiten) mit der

RWE AG, ausgewählte (nicht alle)
Anhänge desselben sowie die Rech-
nung für eine notarielle Unterschrifts-
beglaubigung enthält. Was kann der
um Zustimmung ersuchte Abgeord-
nete daraus entnehmen?

Das zentrale Dokument wird
fälschlich mit „Unternehmens-
kaufvertrag“ (UKV) tituliert, denn es
wird ja weder ein „Unternehmen“
verkauft, noch wird dem LAND BER-
LIN etwas „rückgekauft“, was ihm
einst gehörte. Dem Land Berlin
zurückerworben werden sollten
24,95% des Kapitals der Berliner
Wasserbetriebe (BWB AöR); tat-
sächlich erworben wird ein Anteil von
50% an der RWE-VEOLIA BERLIN-
WASSER BETEILIGUNGS GmbH
(RVB). Dieser Anteil geht jedoch
nicht in den direkten Besitz des Lan-
des über, sondern wird von einer
„Kaufgesellschaft“ - einer Zwischen-
erwerbsgesellschaft (GmbH & Co.
KG) - mit einer anonymen Kom-
plementärin erworben.

„Plan A“ hätte sein sollen, die RVB
aufzulösen und die von ihr gesteu-
erte HOLDING AG so zu struktu-
rieren, dass das Land Berlin die tat-
sächliche Verfügung über 75,05%
der Anteile erhält. Stattdessen wur-
de von einem guten Dutzend Juri-
sten der Kanzleien LUTHER und
LINKLATERS ein „Plan B“ ersonnen,
wonach das Land Berlin  -  bildlich
gesprochen  - im „Arbeitszimmer“
(mit einem Computer, der mit dem
Passwort „Shareholders’ Agreement“
zu bedienen ist) der HOLDING eine
„Eigentums-WG“ einrichten darf  -
. „Was steckt dahinter?“, sollten die
Abgeordneten als Erstes fragen.

Die von der Kaufgesellschaft zu

erwerbenden Anteile verbleiben ihr
nicht nur bis zum frühesten Auslauf-
termin des Konsortialvertrages mit
VEOLIA (2028), sondern über die
gesamte Laufzeit des bei der
INVESTITIONSBANK BERLIN (IBB)
aufzunehmenden Kredits. Das sind

mindestens 30 Jahre ab jetzt, also
mindestens bis 2042, vielleicht so-
gar bis 2048. Ein privatrechtliches,
renditeorientiertes Unternehmen
wird durch ein anderes ausge-
tauscht, wodurch die „Rekom-
munalisierung“ um weitere 15 bis
20 Jahre hinausgeschoben wird.
Dafür sollen die Abgeordneten mit
ihrer Zustimmung haften!

Merkwürdig ist auch, dass nicht,
wie bei Veräußerung von GmbH-
Anteilen üblich, ein aktueller Wert
derselben, juristisch „Gemeiner
Wert“ genannt, ermittelt und als
solcher übertragen wird. Stattdessen
beinhaltet der „Transaktionswert“
(„Übertragungswert“), fälschlich
„Kaufpreis“ genannt, die Rückzah-
lung eines am 16. Februar 2011 (sic!)
der RVB GmbH durch ihrer Gesell-
schafter RWE AQUA GmbH ge-
währtes „Eigenkapitalgleiches (zins-
loses?) Darlehen“ in Höhe von 469
Mio Euro. „Wo ist die vorherige
Stammkapital-Einlage (780 Mio
Euro) geblieben?“, sollten die Ab-
geordneten als Zweites fragen.

Was hat eine „Betriebsmittel-
verbindlichkeit“ (§ 3 UKV) in einer
GmbH-Anteilswertberechnung zu
suchen? Oder eine fiktive Verzinsung
in Höhe von 6,5 % (§ 4.5.1 UKV),
deutlich über dem marktüblichen
Zins für Unternehmenskredite (vgl.
§ 11.4.6 des UKV), sowie die weite-
re „Komponente“ Steuererstattung
(siehe § 12.5.2 UKV)? Nichts davon
stimmt mit der Regel „R 100 ErbStR
2003“ zur Berechnung des „gemeinen
Werts“ eines Unternehmens überein.
Auch für diese Hütchenspielerei mit
Stammkapital, eigenkapital-„glei-
chem“ Darlehen, einer sachlich nicht

dargestellten „Verbindlichkeit“ und
der Zahlung eines überhöhten Zins-
satzes sollen die Abgeordneten mit
ihrer Zustimmung haften!

Weiterhin würden die Abgeord-
neten durch ihre Zustimmung zum
NUSSBAUM-Vertrag für Folgendes
in Haftung genommen:

§ 4.6.2 UKV: »Soweit der Ge-
samtkaufpreis und/oder die Be-
triebsmittelablösung bei Fälligkeit
nicht gezahlt werden, wird der aus-
stehende Betrag beginnend mit dem
Tag der Fälligkeit bis einschließlich
zum Tag der tatsächlichen Zahlung
mit dem gesetzlichen Verzugs-
zinssatz gemäß § 288 Abs. 2 BGB
verzinst. Das entspräche einer Ver-
zinsung von 8% über dem aktuellen
„Basiszinssatz“ (0,12%), d.h. insg.
8,12% p.a. oder einen Betrag von
144.186,00 Euro für jeden Tag
Zahlungsverzug des gesamten
„Transaktionsbetrags“.

§ 4.7 UKV: »Falls der Verkäufer
an den Käufer … nach … diesem Ver-
trag … eine sonstige Leistung er-
bringt, wird … deren monetärer
Wert als … Erhöhung des … Ge-
schäftsanteil- bzw. Eigenkapital-
kaufpreises oder der Betriebsmittelab-
lösung behandelt.« „Was könnten
denn derartige »sonstige Leistungen«
sein?“, sollten die Abgeordneten als
Drittes fragen.

§ 6.1.7 UKV: »Ermächtigung“ im
Haushaltsgesetz 2012/13 des Lan-
des Berlin« bedeutet Einstellung der
anteiligen Transaktions- und Haf-
tungs-Kosten in einen saftigen Nach-
trags-Haushalt.

§ 9.5.2 UKV: »Macht der Käufer
von seinem Recht gemäß Ziffer 9.5.1
[Benennung einer „Kaufgesell-
schaft“] Gebrauch, haftet er dem
Verkäufer neben der Kaufge-
sellschaft für sämtliche Verpflichtun-
gen … als Gesamtschuldner (§ 421
BGB).« Das könnte die Einstellung
weiterer Risiko-Rückstellungen in
die künftigen Haushalte des Lan-
des Berlin bedeuten.

§ 13.8.1 UKV: »Sofern der Käufer
den Geschäftsanteil oder Teile hier-
von bis zum 31. März 2013 an ei-
nen Dritten weiterübertragen oder
sich hierzu verpflichten sollte
(„Weiterveräußerung“), wird der
Käufer 100% eines etwaigen, so
erzielten oder vereinbarten Mehr-
erlöses als Erhöhung des Ge-
schäftsanteilkaufpreises an den
Verkäufer zahlen.« „Wie hoch ist
der »Transaktionswert« im schlimm-
sten Falle wirklich?“, sollten die Ab-
geordneten als Viertes fragen, ehe sie
die zustimmende Hand erheben.

Angesichts der Festlegung (§ 7.1.2
UKV), dass der Käufer ab sofort die
»Perspektive eines gewissenhaft han-

delnden Gesellschafters der Ziel-
gesellschaft [der RVB]« einzuneh-
men« habe, drängt sich einem auf-
merksamen Leser des „Unter-
nehmenskaufvertrags“  -  das soll-
ten alle Abgeordneten vor der Ab-
stimmung sein  -  die Erkenntnis auf,
dass ein Eigentumsübergang mit
folgender „Bestimmermehrheit“ im
Vertrag und den begleitenden
senatorialen Mitteilungen nur vor-
gespiegelt wird. „Welche Bestim-
mungen enthalten die Anlagen 1.1,
2.1, 2.2, 3.1, 3.2, 4, 5.x, 8, 7, 8, 9.1,
9.3. 9.4 und andere nicht veröffent-
liche Anlagen (im Gegensatz zu den
Bestimmungen des § 14.1 des
UKV)?“, sollten die Abgeordneten
als Fünftes fragen, ehe sie die zustim-
mende Hand hochheben.

Und sie sollten vor der Zustim-
mung zu einem Vertragskonstrukt,
das weitere 30 bis 35 Jahre Bestand
und Haushaltswirksamkeit haben
soll, weiter fragen:

- „Wieso ‘geht die Senatsverwal-
tung für Finanzen davon aus’, dass
nach 2018 die Wasserpreise wie-
der steigen werden? Sind die Krite-
rien, die die Verfügung des Bundes-
kartellamts vom 05. 06. 2012 ent-
hält, dann nicht mehr gültig?“

- Hat die vorgesehene Erhöhung
der Wasserpreise bis 2028  (bis zu
diesem Jahr reicht die „Prognose“
der BWB)  -  über das gerügte Ni-
veau von 2011 hinaus  -  nicht doch
etwas mit der Finanzierung des
„Rückkaufes“ (bei gleichzeitiger Si-
cherung eines kalkulatorischen
„ausschüttbaren“ Betriebsgewinns
von rund 250 Mio Euro jährlich)
über eine „Finanzierungsgesell-
schaft“ (vgl. tabellarische Darstellung
im „Eckpunktepapier“ von SenFin
vom 23. 05. 2012) zu tun?

- Soll nach 2028 bis zum Ende der
„Finanzierung“ (frühestens 2043)
der „Gesamtwasserpreis“ mit der
gleichen Rate wie bis dahin steigen,
d. h. um 6 Cent jährlich? Wo liegt
dann der Unterschied zur bisheri-
gen „öffentlich-privaten Partner-
schaft“?

Dem veröffentlichten „Unter-
nehmenskaufvertrag“ fehlen nicht
nur einige Anlagen. Ihm fehlt die
politische Berechtigung, wenn die
Berliner Bürger anstatt „nur“ bis
zum Jahre 2028 nun sogar bis zum
Jahre 2042 oder gar 2048 die „Ge-
winne“ auf die vormals-RWE-Anteile
zu finanzieren haben, damit eine
„Kaufgesellschaft“ auf ihre Kosten
kommt. Dafür sollten uns Bürgern
die Abgeordneten haften.

Dr. Hermann Wollner
www. berliner-wassertisch.net

Dafür sollen die
Abgeordneten haften

Wir werden unsere zuständigen
Abgeordneten um eine Stellungnah-
me zu diesem Artikel bitten und die-
se dann in der nächsten Ausgabe
abdrucken.

 - die Stachelredaktion

Wasser bald unbezahlbar?                                                          Foto: Stachel
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 Forschung ist wichtig.  Aber wenn
in Berlin bei der Forschung jeden
Tag mehr als 1000 Tiere auf der
Strecke bleiben und wenn Versuchs-
tiere ohne jeden Respekt behandelt
werden, gehört das auf den Prüf-
stand. Nicht nur aus ethischen
Gründen sondern auch, weil der
Tierschutz seit 10 Jahren grundge-
setzlich verankertes Staatsziel ist. Die
nachstehende Beschreibung macht

die möglichen Handlungsfelder deut-
lich. Die Forschung an Ersatz-
methoden zu Tierversuchen muss ge-
fördert und Tierversuche müssen
verringert werden.

 Zahlen und Fakten
Die Zahl der Tierversuche lag

2011 in Berlin bei 375.261 ver-
brauchten Versuchstieren. „Ver-
braucht“ ist in 99,9% aller Fälle die
Umschreibung für getötet. Man un-
terscheidet zwischen genehmigungs-
bedürftigen und anzeigepflichtigen
Tierversuchen. Die genehmigungs-
bedürftigen Tierversuche haben ei-
nen Anteil von 57%. Dabei handelt
es sich um Forschungsvorhaben in
der Grundlagenforschung. Die
Tierversuchszahlen sind letztes Jahr
erstmalig gesunken - um ca. 8000
Tiere gegenüber dem Vorjahr. Das
gibt keinen Anlass zur Entwarnung,
denn es steht der Ausbau der Ka-
pazität des Max Delbück Centrums
(MDC) mit geschätzten 66 000 Tie-
ren pro Jahr bevor und es steigt die
Dunkelziffer getöteter Versuchstiere
zu wissenschaftlichen Zwecken.
Grund ist die zunehmende Vorrats-
haltung von Versuchstieren. Zum ei-
nen sind die in den Versuchslabors
erzeugten, genetisch veränderten
Tierstämme und Zuchtlinien wert-
voll. Sie werden erhalten und weiter
gezüchtet. Dabei werden Tiere, die
nicht die gewünschten genetischen
Veränderungen besitzen und nicht
dem Zuchtziel entsprechen, getötet.
Zum anderen findet eine Vorratshal-
tung von Versuchstieren statt, damit

die WissenschaftlerInnen zu jedem
Zeitpunkt spontan über die benö-
tigten Tiere verfügen können.  Nicht
benötigte Tiere werden getötet. Die
Zahl der so getöteten Tiere nimmt
ständig zu. Sie tauchen in keiner Sta-
tistik auf, denn sie müssen weder ge-
nehmigt noch angezeigt werden. Da
diese Vorratshaltung noch jung ist,
fehlen eindeutige Regelungen. Hier
muss schleunigst Transparenz ge-

schaffen werden, damit nicht ein fal-
scher Eindruck über die Zahl der
getöteten Versuchstiere entsteht.

Die nur anzeigepflichtigen Versu-
che haben einen Anteil von 43%. Die
jüngst in Kraft getretene Europäi-
sche Chemikalienrichtlinie REACH
erfordert, dass alle Altchemikalien
hinsichtlich ihrer Wirkung erneut
erprobt werden müssen. Tierversu-
che sind hier Standard, ebenso wie
bei der Erprobung von Medikamen-
ten. Es ist aber bekannt, dass Tier-
versuche bei bestimmten Fragestel-
lungen durch Ersatzmethoden er-
setzt werden können, wenn diese
erforscht und zugelassen worden
sind. In der Praxis konnten bislang
nur in wenigen Bereichen Tierver-
suche durch tierversuchsfreie Me-
thoden ersetzt werden. Die Aner-
kennung und Zulassung dieser Me-
thoden ist langwierig. Dabei sind die
heute etablierten tierversuchsfreien
Methoden präziser als Tierversuche,
da Tiere bekanntermaßen oft anders
auf bestimmte Wirkstoffe reagieren
als der menschliche Organismus. Es
liegt auf der Hand, dass die Aussa-
gekraft von Untersuchungen, die an
menschlichen Organen wie z. B. aus
Operationsabfällen künstlich gezüch-
teter Menschenhaut erprobt werden,
eindeutigere Schlüsse auf die Reak-
tion des menschlichen Organismus
zulässt, als jeder Tierversuch. Den-
noch hat es Jahrzehnte gedauert, bis
sich diese Methode etablieren konnte
und die bis dahin praktizierte Un-
tersuchung von Wirkstoffen auf

Hautreizungen an unzähligen Kanin-
chen abgeschafft werden konnte. 

In Berlin gibt es 70 Forschungs-
labors mit 390 Tierversuchsvor-
haben. Tierversuchsanträge werden
fast immer bewilligt. Es gibt eine
Tierversuchskommission, die die
Versuchsanträge bewertet. Sie ist an
Gesetze gebunden und kann nur in
bescheidenem Maße Einfluss neh-
men,  z. B. hinsichtlich der Tierzahlen
und der Abläufe.  Verhindern kann
sie bestenfalls Versuche, die mit der-
selben Fragestellung schon einmal
durchgeführt worden sind.
 Gesetzwidrige Tierquälerei in

Versuchslabors
Dass Tierversuche in der Regel mit

Schmerzen und Leiden von Tieren
verbunden sind und mit deren Tod
enden, ist bekannt. Weniger bekannt
ist der respektlose Umgang mit Ver-
suchstieren und dass Tiere in Labors
auch völlig unnötig gequält werden.

Im letzten Jahr konnten nur 10 der
390 Tierversuchsvorhaben durch
das hierfür zuständige Landesamt für
Gesundheit und Soziales (LAGeSo)
kontrolliert werden. Das sind jeweils
Stichproben von nicht einmal 4% der
Versuche. Ansonsten obliegt die
Kontrolle den laborinternen Tier-
schutzbeauftragten, die von den
Forschungseinrichtungen bezahlt
werden.

In den letzten fünf Jahren wurden
durch das LAGeSo 111 Tierschutz-
verstöße in 15 Versuchseinrich-
tungen registriert. Das heißt, obwohl
nur 4% der Einrichtungen kontrol-
liert wurden, sind bei einem Drittel
Verstöße aufgedeckt worden.

Erschreckend ist, dass es sich bei
einem erheblichen Teil der Verstöße
um gravierende Tierquälereien han-
delte. Dabei wurde u. a. gegen §9
Abs.2 Tierschutzgesetz verstoßen in
dem es heißt „Schmerzen, Leiden
oder Schäden dürfen den Tieren nur
in dem Maße zugefügt werden, als
es für den verfolgten Zweck uner-
lässlich ist; insbesondere dürfen sie
nicht aus Gründen der Arbeits-,
Zeit- oder Kostenersparnis zugefügt
werden“.

Die in der taz vor einigen Wochen
vermeldeten rechtswidrigen Tierquä-
lereien in Versuchslaboren des MDC
sind nur die Spitze des Eisbergs. Das
jetzige Kontrollsystem ist ganz offen-
sichtlich wirkungslos. Hier besteht
akuter Handlungsbedarf. Es reicht
aber nicht aus, die Einhaltung des
Tierschutzgesetzes durchzusetzen.
Aus dem Teufelskreis von immer
mehr toten Versuchstieren führt nur
die Forschung zur Entwicklung von
Ersatzmethoden. 

Ersatzmethoden fördern

Die Bündnisgrüne Abgeordneten-
hausfraktion hat kürzlich beschlos-
sen, einen Antrag zur gezielten Un-
terstützung von tierversuchsfreien
Forschungsmethoden ins Plenum
einzubringen. Unser Ziel ist es, ei-
nen Forschungsfonds für Ersatz-
methoden zu Tierversuchen einzu-
richten. Die Gelder aus diesem
Fonds sollen Hochschulen und
Forschungseinrichtungen auf Antrag
zweckgebunden für entsprechende
Forschungsprojekte zur Verfügung
gestellt werden.

Weil die Landesmittel knapp sind
und das Flughafendesaster die
Haushaltslage weiter verschlimmern
wird, wollen wir diesen Forschungs-
fonds aus einer Tierversuchsabgabe
speisen. Sie soll in Höhe von 5 Euro
pro Versuchstier für bestimmte an-
zeigepflichtige Tierversuche erhoben
werden, bei denen Wirkstoffe im
Rahmen von Medikamenten- und
Produktuntersuchungen getestet
werden. Es ist ein erster Schritt, der
nicht nur dazu dient, Geldquellen zu
erschließen. Das ist auch ein geziel-
ter Appell an die Forschung, end-
lich verstärkt tierversuchsfreie Me-
thoden zu entwickeln.

Die Forschung an Ersatzmethoden
und die Mittelbewilligung hierfür
gestalten sich schwieriger als bei
Tierversuchsvorhaben. Wissen-
schaftlerInnen, die sich dieser Auf-
gabe stellen wollen, müssen ungleich
höhere Hürden überwinden. Da die
Methoden jeweils neu sind, können
die über Jahrzehnte in Tierversuchen
forschenden WissenschaftlerInnen
diese nicht so leicht bewerten wie
ihr Spezialgebiet.

So fließen die Forschungsgelder
nach wie vor weitgehend in die
Tierversuchsforschung, obwohl die
Entwicklung von Ersatzmethoden
nicht nur unzählige Tiere vor dem
Labortod retten, sondern mit
tierversuchsfreien Methoden sogar
international Anerkennung erzielbar
und letztlich auch Geld zu verdie-
nen ist. Am Ende geht es auch um
eine faire Abwägung der grundge-
setzlich verbrieften Schutzgüter, die
Freiheit der Forschung und den
Schutz der Tiere.

Berlin soll sein negatives Image als
Hauptstadt der Tierversuche ablegen
und künftig als Hauptstadt der Er-
forschung von Ersatzmethoden zu
Tierversuchen glänzen.

Claudia Hämmerling, MdA

Wir brauchen eine offene Diskussion
 mit WissenschaftlerInnen über Tierversuche
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Der „beste Freund“ des Menschen                                             Foto: Archiv
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Die deutsche Sektion der IPPNW
befürchtet eine Zunahme von Schild-
drüsenkrebs bei Kindern in der Prä-
fektur Fukushima. Bestätigt sehen die
IPPNW-Ärzte diese Befürchtung
aufgrund einer Untersuchung der
Gesundheitsbehörde der Präfektur
Fukushima an 38.114 Kindern im
Alter von 0-18 Jahren, die Ende April
2012 veröffentlicht wurde.

Dr. Matsuzaki Hiroyuki, Leiter der
Abteilung für Innere Medizin im All-
gemeinen Städtischen Klinikum der
Stadt Fukugawa, verglich die Befun-
de der Gesundheitsstudie von
Fukushima mit früheren Studien.
Eine Zusammenfassung seiner Arbeit

liegt jetzt auch auf  Deutsch vor. Bei
35 % der untersuchten Kinder fan-
den sich Schilddrüsenzysten, bei ei-
nem Prozent Schilddrüsenknoten.
Diese Veränderungen sind  laut
Matsuzaki ein Hinweis darauf, dass
sich in der Schilddrüse „etwas Au-
ßerordentliches abspielt“.

Die Gesundheitsbehörde hält
99,5 % der Fälle für problemlos und
will diese Kinder in den nächsten
zweieinhalb Jahren nicht weiter un-
tersuchen. Die genauen Ergebnisse,
Ultraschall- Bilder und Kommenta-
re der Ärzte werden den Patienten
und ihren Familien vorenthalten. Ei-
ner der Hauptverantwortlichen für

diese Untersuchung, Prof. Dr.
Shunichi  Yamashita, Vizepräsident
der Fukushima Medical University
und oberster Gesundheitsberater
der Präfektur Fukushima, empfiehlt
seinen Kollegen und Schilddrüsen-
fachärzten in ganz Japan, Eltern zu
beruhigen und weitere Untersu-
chungen für unnötig zu erklären.
Yamashita gilt als „Verharmloser der
Strahlengefahren“, nachdem er im
vorigen Jahr in unverantwortlicher
Weise verkündet hat, 100 mSv/Jahr
seien unbedenklich, sogar für
Schwangere und Kleinkinder. Hier-
zulande gilt 1 mSv/Jahr als Grenz-
wert für die Normalbevölkerung,
während Atomarbeiter mit maximal
20 mSv/Jahr belastet werden dürfen.

Dagegen verweist Matsuzaki auf
eine Studie aus dem Jahr 2000 an
250 sieben- bis 14-jährigen Kindern
aus der Präfektur Nagasaki, von de-
nen lediglich 0,8 Prozent Schild-
drüsenzysten hatten.  Außerdem
beruft er sich auf eine Arbeit von
Mazzaferri et. al. aus dem Jahr 1993,
in der festgestellt wurde, dass US-
amerikanische Kleinkinder praktisch
keine Schilddrüsendeformationen
aufwiesen, Knoten und Verhärtun-
gen jedoch mit dem Lebensalter zu-
nahmen. Bei 20jährigen US-Ameri-
kanern hat einer von zehn  Knoten
und/oder Zysten.

Die bekannte australische Kinder-
ärztin und Kinderchirurgin Helen
Caldicott sagte zu den aktuellen Er-
gebnissen, Kinder hätten normaler-
weise keine Schilddrüsenknoten
oder -zysten. Falls solche festgestellt
würden, müsse umgehend eine
Biopsie durchgeführt werden, um ein
beginnendes Karzinom auszuschlie-
ßen. Die große Zahl von Schild-
drüsenveränderungen seien der Be-
weis dafür, dass die Kinder in der
Präfektur Fukushima hohen Dosen
von Jod-131 ausgesetzt waren. Die
Veränderungen müssten als Vorbo-
ten von Schilddrüsenkrebs angese-
hen werden. Mindestens seien eng-
maschige Kontrollen unabdingbar;
die betroffenen Kinder erst nach 2
½ Jahren erneut untersuchen zu
wollen, sei ein großer Fehler.

Die Befunde von Dr. Matsuzaki wi-
derlegen auch die Einschätzung der
Autoren des WHO-Reports mit dem
Titel „Vorläufige Dosiseinschätzung“
vom Juni dieses Jahres. Dort wird be-
hauptet, der radioaktive Fallout von
Fukushima werde kaum jemanden
krank machen.

Im Rahmen des IPPNW-Welt-
kongresses vom 24. - 26. August 2012
in Hiroshima wird eine IPPNW-Ärz-
te-Delegation nach Japan reisen und
auch Gesundheitseinrichtungen in
der Präfektur Fukushima besuchen.

Internationale Ärzte für die
 Verhütung des Atomkrieges / Ärzte

in sozialer Verantwortung e.V.
www.ippnw.de

Folgen der Katastrophe von Fukushima
Viele Kinder mit Schilddrüsenveränderungen

AKW verliert täglich zwei Liter radioaktiv
kontaminiertes Wasser

Bereits am 4. Juli hat die belgische
Regierung entgegen ihrer eigenen
Gesetzgebung die Laufzeit vom
Atomkraftwerk Tihange 1 um 10 Jah-
re verlängert. Der Reaktor wird nicht
wie geplant 2015 sondern erst im
Jahr 2025 vom Netz gehen. Am 12.
Juli - wenige Tage später - wurde
bekannt, dass Tihange 1 ein Leck hat,
aus dem täglich rund 2 Liter radio-
aktiv kontaminiertes Wasser austritt
… und das bereits seit 10 Jahren. Ein
Schelm wer böses dabei denkt!
Im Jahr 2003 hatte die belgische
Regierung ein Ausstiegsgesetz verab-
schiedet. Dieses Gesetz verbietet den
Neubau von Atomkraftwerken, die
Laufzeit der bestehenden Reaktoren
wurde auf 40 Jahre beschränkt. Die-
sem Gesetz zu Folge hätten die älte-
sten drei der sieben belgischen Re-
aktoren im Jahr 2015 vom Netz ge-
hen müssen.

Die Laufzeitverlängerung wird mit
einer Versorgungslücke und mögli-
chen Stromausfällen in den kalten
Wintermonaten begründet. Erstaun-
lich ist nur, dass der Betreiber
Electrabel seit der ersten Jahreshälf-
te sukzessive konventionelle

Kraftwerkkapazitäten stilllegt und so
eine künstliche Stromverknappung
provoziert. Der Verdacht liegt auf
der Hand, dass Electrabel so ihre
lukrativen Atommeiler retten will,
was nun mit Tihange 1 auch gelun-
gen ist.

Offensichtlich torpediert der Kon-
zern die verschärften Bedingungen
zum Weiterbetrieb von
Tihange 1. Neben den
notwendigen Investitio-
nen in Sicherheit stößt
dem Konzern vermut-
lich vor allem die neue
Regelung auf, 20% des
Stroms von Tihange 1
zum Erzeugungspreis
an Wettbewerber ab-
geben zu müssen.

Kurz nach dem Be-
schluss, die Laufzeit von
Tihange 1 zu verlängern, wurde nun
der nächste Skandal bekannt: Aus
einem Leck im Abklingbecken tritt
täglich radioaktiv verseuchtes Was-
ser aus. Das Problem ist dem Be-
treiber Electrabel seit 2006 bekannt,
doch konnte das Leck weder geor-
tet noch geschlossen werden. Die

belgischen Grünen verlangen der-
zeit eine stichhaltige Begründung da-
für, weshalb dieses Leck bei den nach
Fukushima auch in Belgien erfolg-
ten Stresstests nicht thematisiert
wurde.

Am Standort Tihange befinden sich
drei Atomkraftwerke. Sie gingen in
den Jahren 1975, 1982 und 1985

ans Netz. Tihange liegt nur 30 km
von der niederländischen und 60 km
von der deutschen Grenze entfernt
und liegt in der Hauptwindrichtung.

Verschärfend kommt hinzu, dass
sich der Atomkomplex in der immer
noch aktiven Erdbebenzone “Faille
du midi” befindet.

Eine neue Studie des Max-Planck
Institutes beweist, dass Süd- und
Westdeutschland, Ostfrankreich und
die Beneluxländer durch die große
Reaktordichte in extrem großer
Gefahr einer unbeherrschbaren
Kernschmelze mit anschließender
Unbewohnbarkeit riesiger Gebiete
schweben!

Aber auch ohne diese Szenarien
beweist dieser Vorgang wieder ein-
mal, wie dreist verantwortungslos Be-
treiber und Regierungen mit der Ge-
sundheit der Bevölkerung spielen

und sich für keinen hinter-
hältigen Trick zu schade
sind.

Die Unfähigkeit, das Aus-
laufen von täglich etwa 2
Liter radioaktiven Wassers
zu stoppen, bestätigt die
Forderung, diesen Reaktor
SOFORT stillzulegen.

Die bisherige Informa-
tionspolitik des Betreibers
hat jegliches Vertrauen ver-
spielt und fördert die Ver-

mutung, dass Electrabel keinen be-
sonderen Anlass sah, das Leck aus-
findig zu machen.

 Die belgische Regierung sollte
nun zumindest die Laufzeitver-
längerung zurücknehmen und sich
an ihr 2003 verabschiedetes Aus-
stiegsgesetz halten.

AKW Fukushima                                                                             Foto: Archiv

AKW Tihange                                                         Foto: Archiv
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Milliarden für Spanien, mehr Milli-
arden für den Stabilitätsmecha-
nismus ESM, Verpflichtungen des
Fiskalpaktes: ist das noch beherrsch-
bar? Hilft das wirklich? Nein, leider
wurde die Krise weiterhin nur ge-
bremst. Die Systemkrise hat immer
noch keine systemische Antwort
bekommen. Der Fehler im System der
Europäischen Währungsunion: Eine
Währung, eine Zentralbank mit ei-

nem Leitzins und ein untrennbarer
Finanzmarkt der Banken verknüpfen
die 17 Eurostaaten. Trotzdem soll-
ten alle alleine haushalten, alleine die
Verantwortung tragen. Der Stabili-
tätspakt für staatliche Haushalte soll-
te Probleme verhindern. Er wurde
gebrochen. Griechenland hat dage-
gen verstoßen und die europäische
Schuldenkrise ausgelöst. Aber sie ist
eben keine reine Staatsschuldenkrise.
Gekommen ist die Schuldenkrise
durch die Banken, für die es keinen
Stabilitätspakt gab, immer noch nicht
gibt. Und sie kam durch private Ver-
schuldung, vor allem für Immobilien-
kredite. Ginge es nur um öffentliche
Verschuldung, Spanien mit heute
noch einem niedrigeren Schulden-
stand als Deutschland hätte kein
Problem!
Gemeinsame Haftung demokra-
tisieren und kontrollieren - für
einen Altschuldentilgungsfonds
Gemeinsame Haftung für Staats-

schulden ist nicht neu, sie gibt es
schon, nur sieht es der Normalbür-
ger bisher nicht. Die EZB hat be-
reits hunderte Milliarden an Staats-
anleihen, v.a. aus Spanien und Itali-
en gekauft, um deren Zinsen durch
- künstliche - Nachfrage zu senken.
Dafür haften alle Eurostaaten,
Deutschland mit 27 Prozent. Und die
EZB hat Ende Juli erneut angekün-
digt, die Käufe fortzusetzen und zu
verstärken. Sie macht das aus der
Not heraus, weil sinnvolle politische
Alternativen an der schwarz-gelben
Koalition scheitern. Unter der pol-
ternden Ablehnung der Ankäufe von
FDP-Rösler und CSU-Seehofer geht
die ausdrückliche Zustimmung von
Merkel und Schäuble für die EZB-

Ankäufe unter.  Merkel lehnt also nur
die sichtbare, demokratisch legiti-
mierte und kontrollierbare gemein-
same Haftung (Merkel: „nicht so lan-
ge ich lebe“) ab. Die Haftung ist da
und sie vergrößert sich durch die
Hintertür der EZB und ohne die
Regeln, die wir fordern. Bleibt dies
die einzige Lösung, dann tragen über
kurz oder lang durch eine höhere
Inflation mittlere und kleine Einkom-

men die Last, nur um die Fortschrei-
bung der Zinsansprüche der Rei-
chen zu finanzieren.

Wir Grünen teilen stattdessen die
einhellige Meinung der fünf Wirt-
schaftsweisen, die sie in einem
Sondergutachten am 25. Juli bekräf-
tigt haben: Die Lücke im System
muss geschlossen werden. Wir for-
dern klug eingegrenzte gemeinsame
Haftung für den nachhaltigen Abbau
zu hoher alter Schulden  in einem
europäischen Altschulden-Tilgungs-
fonds, finanziert über eine Vermö-
gensabgabe, und natürlich nur in Ver-
bindung mit mehr gemeinsamer
Kontrolle durch eine politische Uni-
on bei Staatsfinanzen.

Außerdem würde unsere Forde-
rung nach umfassender Gläubiger-
beteiligung die aus zu risikoreich
vergebenen Krediten entstandenen
Bankschulden streichen. So würde
die Zinslast nachhaltig sinken und
die Schuldenkrise an der Wurzel
gepackt. Weder zum Altschul-
dentilgungsfonds noch zu diesem
Konflikt mit den Banken ist die Bun-
desregierung bereit.
Die Kosten des Euro-Zusam-

menbruchs
Nichts ist ohne Alternative, auch

nicht der Euro. Die Kosten eines Zu-
sammenbruchs lassen sich schätzen.
Die neue Mark würde steil aufwer-
ten, die meisten Euro-Partner mas-
siv abwerten. Durch die Pleite von
Staaten wie Italien würden Banken
überall reihenweise pleitegehen. Ak-
tuell halten Deutsche gegenüber
anderen EU-BürgerInnen Ansprüche
von 2.800 Mrd. Euro. Viel davon wür-
de wertlos. Bisher exportiert
Deutschland 60 Prozent seiner Wa-

ren in andere EU-Staaten. Diese
KundInnen wären dann zahlungsun-
fähig. Die USA und China wären
keine Ersatzmärkte, sondern Teil der
globalen Rezession. Für Deutschland
würde dies Massenarbeitslosigkeit
und private wie staatliche Armut be-
deuten. Bei einer Auflösung der EZB,
für die wir längst gemeinsam haften,
würden weitere Hunderte Milliarden
an Ansprüchen verfallen. Die Alter-
native von mehr gemeinsamer Haf-
tung birgt Risiken, kann durch neu-
es Vertrauen allerdings diese noch
viel größeren Kosten abwenden und
unseren Wohlstand schützen.

Wir statt Gier: Lösungen
gehen nur gemeinsam

Europa braucht statt Populismus
mehr Zusammenarbeit an gemein-
samen Lösungen. Bisher können Ban-
ken ihre AufseherInnen durch den
Standortwettbewerb gegeneinander
ausspielen, auch bei der West LB in
Deutschland. Dagegen hilft nur eine
echte Bankenunion: eine gemein-
same Finanzaufsicht der Eurozone
setzt ein einheitliches Insolvenzrecht
durch und Schuldenbremsen für
Banken. Dazu gehört eine gemein-
same Einlagensicherung und ein Topf
für Restrukturierungen aus Banken-
abgaben. Der müsste dann aber
nicht mehr groß sein, denn so könn-
ten die Kapitalgeber die Haupt-
kosten tragen, die zuvor an den Spe-
kulationen auch mit verdient hatten.
Die Finanztransaktionssteuer, unser
Verhandlungserfolg gegen Schwarz-
Gelb für den Fiskalpakt, ergänzt die
dringend nötige Bankenregulierung,
indem sie Derivate und ähnliche
Wetten gegenüber Krediten in
Investionen unattraktiver macht.

Die Verwundbarkeit der Euro-
Zone gegenüber Spekulanten in
Frankfurt, New York und andernorts
muss endlich durch den Alt-
schulden-Tilgungsfonds beendet
werden. Alle Schulden über der
Maastricht-Grenze 60 Prozent wer-
den gemeinsam garantiert und bis
zur Tilgung als Eurobonds heraus-
gegeben. So sinken die Zinsen deut-
lich, Geld kann in Schuldentilgung
und neue Investitionen fließen statt
an Banken. Steuereinnahmen wer-
den direkt zur Schuldentilgung ab-
geführt. Goldreserven ergänzen diese
Besicherung. Im Gegensatz zu allen
bisherigen Lösungen könnten diese
Konsolidierungspfade wirklich einge-
halten werden und würgen der Wirt-
schaft nicht mehr weiter die Luft ab.

Konsolidierung müsste endlich ge-
recht erfolgen, durch das Kürzen
von Subventionen (Milliarden fließen
in Umweltschädliches), durch Ver-
mögensabgaben bei den Reichsten
koordiniert EU-weit, durch einen
Steuerpakt gegen unfairen Steuer-
wettbewerb und für Mindestsätze.
Um Steueroasen auch schon inner-
halb der EU zu schließen, braucht

Wir statt Gier: Europa kommt nur gemeinsam aus der Krise
Die Krise des Systems braucht eine systemische Lösung

Die Griechenland-Debatte
Immer mehr Minister und Mitglie-

der der schwarz-gelben Regierungskoa-
lition fordern den Ausstieg Griechen-
lands aus dem Euro. Ein Ausscheiden
Griechenlands aus dem Euro würde
die Zweifel an der Zukunft anderer
Staaten steigern, vor allem die Zinsen
für Italien vom bereits zu hohen Level
weiter steigern. Für eine Rettung Itali-
ens würden die Mittel des ESM nicht
ausreichen. Deshalb ist es unverant-
wortlich wie Rösler, Seehofer und eini-
ge andere Koalitionäre den Ausstieg
Griechenlands fordern - ohne über die
gefährlichen Folgen zu sprechen und
im offenen Widerspruch mit der Kanz-
lerin. Der Populismus von Merkels Ver-
bündeten erhöht täglich die Kosten für
Deutschlands SteuerzahlerInnen und
zeigt: Wer glaubt das eigentliche Pro-
blem sei schon gelöst, hat die ganze
Krise nicht verstanden.

Der ESM
Der Europäische Stabilitätsmecha-

nismus (ESM) wurde als Feuerwehr
gegen Spekulationsangriffe auf einzel-
ne Staaten beschlossen. Das Bundes-
verfassungsgericht entscheidet am 12.
September über seine Verfassungsmä-
ßigkeit. Mit bis zu 700 Mrd. Euro kann
er dann anstelle des Finanzmarktes
Krisenländern günstige Kredite weiter-
reichen, um ihre Zinslast zu senken.
Damit könnte er Spanien in Zukunft
weiter helfen. Italien wäre aber schon
zu groß. Weil für Kredite die Staaten
haften, überwindet er nicht die Kopp-
lung zwischen Staats- und Bank-
schulden. Nur gemeinsame Haftung
für Staatsschulden könnte den Weg
für die Abwicklung maroder Banken frei-
machen.

Der Fiskalpakt
Der Bundestag hat den Fiskalpakt

beschlossen. Viele erhoffen sich durch
verfassungsgemäße Schuldenverbote
ein Ende der Schuldenkrise. Leider zielt
er allein auf Staatsschulden, Kern des
Problems sind aber Bankschulden, die
teils verstaatlicht wurden. Deshalb löst
er das eigentliche Problem nicht.

es Mehrheitsentscheide der EU in
diesen Fragen.

Mit einem Ende der Unterfinan-
zierung durch die Steuersenkungs-
runden der letzten Jahrzehnte wür-
den nicht nur Staatsausgaben in der
Regel wieder durch Einnahmen ge-
deckt werden. Wir könnten mit ei-
nem sozial-ökologischen Investi-
tionsprogramm zum Beispiel 400
Millarden jährliche Öl-Importe
durch Erneuerbare Energien erset-
zen - ein riesiger Vorteil für die Au-
ßenhandelsbilanz, gerade der südli-
chen EU-Staaten und für einen Stopp
des Klimawandels. Die Finanz-
transaktionssteuer könnte auch den
Einstieg in eine ordentliche Absiche-
rung des Investitionshaushalts der
EU werden.       Lisa Paus, MdB

Lisa Paus, MdB                                                                               Foto: Archiv


